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Nachtrag Steuergesetz (Finanzvorlage 2020) mit STAF 

 

Ergebnis erste Lesung Kantonsrat vom 23. Mai 2019 Änderungsanträge der Redaktionskommission vom 11. Juni 2019 

 Steuergesetz 

 Der Kantonsrat des Kantons Obwalden 

 beschliesst: 

 I. 

 Der Erlass GDB 641.4 (Steuergesetz vom 30. Oktober 1994) (Stand 1. Ja-
nuar 2019) wird wie folgt geändert: 

Art.  22b 
Kapitaleinlagenprinzip 

 

1 Die Rückzahlung von Einlagen, Aufgeldern und Zuschüssen (Reserven aus Kapital-
einlagen), die von den Inhabern der Beteiligungsrechte nach dem 31. Dezember 
1996 geleistet worden sind, wird gleich behandelt wie die Rückzahlung von Grund- 
oder Stammkapital. Absatz 2 bleibt vorbehalten. 

1 Die Rückzahlung von Einlagen, Aufgeldern und Zuschüssen (Reserven aus Kapital-
einlagen), die von den Inhabern der Beteiligungsrechte nach dem 31. Dezember 
1996 geleistet worden sindist, wird gleich behandelt wie die Rückzahlung von Grund- 
oder Stammkapital. Absatz 2 bleibt vorbehalten. 

2 Schüttet eine Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft, die an einer schweizeri-
schen Börse kotiert ist, bei der Rückzahlung von Reserven aus Kapitaleinlagen nach 
Absatz 1 nicht mindestens im gleichen Umfang übrige Reserven aus, so ist die Rück-
zahlung im Umfang der halben Differenz zwischen der Rückzahlung und der Aus-
schüttung der übrigen Reserven steuerbar, höchstens aber im Umfang der in der Ge-
sellschaft vorhandenen, handelsrechtlich ausschüttungsfähigen übrigen Reserven. 

 

3 Absatz 2 ist nicht anwendbar auf Reserven aus Kapitaleinlagen:  

a. die bei fusionsähnlichen Zusammenschlüssen durch Einbringen von Beteiligungs- 
und Mitgliedschaftsrechten an einer ausländischen Kapitalgesellschaft oder Genos-
senschaft nach Art. 81 Abs. 1 Bst. c dieses Gesetzes oder durch eine grenzüber-
schreitende Übertragung auf eine inländische Tochtergesellschaft nach Art. 81 
Abs. 1 Bst. d dieses Gesetzes nach dem 24. Februar 2008 entstanden sind; 

 

b. die im Zeitpunkt einer grenzüberschreitenden Fusion oder Umstrukturierung nach 
Art. 81 Abs. 1 Bst. b und Abs. 4 dieses Gesetzes oder der Verlegung des Sitzes o-
der der tatsächlichen Verwaltung nach dem 24. Februar 2008 bereits in einer aus-
ländischen Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft vorhanden waren; 

 

http://gdb.ow.ch/data/641.4/de
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c. im Falle der Liquidation der Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft.  

4 Die Absätze 2 und 3 gelten sinngemäss auch für Reserven aus Kapitaleinlagen, die 
für die Ausgabe von Gratisaktien oder für Gratisnennwerterhöhungen verwendet wer-
den. 

 

5 Entspricht bei der Rückgabe der Beteiligungsrechten an einer Kapitalgesellschaft 
oder Genossenschaft, die an einer schweizerischen Börse kotiert ist, die Rückzah-
lung der Reserven aus Kapitaleinlagen nicht mindestens der Hälfte des erhaltenen Li-
quidationsüberschusses, so vermindert sich der steuerbare Anteil dieses Liquida-
tionsüberschusses um die halbe Differenz zwischen diesem Anteil und der Rückzah-
lung, höchstens aber im Umfang der in der Gesellschaft vorhandenen Reserven aus 
Kapitaleinlagen, die auf diese Beteiligungsrechte entfallen. 

5 Entspricht bei der Rückgabe der BeteiligungsrechtenBeteiligungsrechte an einer Ka-
pitalgesellschaft oder Genossenschaft, die an einer schweizerischen Börse kotiert ist, 
die Rückzahlung der Reserven aus Kapitaleinlagen nicht mindestens der Hälfte des 
erhaltenen Liquidationsüberschusses, so vermindert sich der steuerbare Anteil dieses 
Liquidationsüberschusses um die halbe Differenz zwischen diesem Anteil und der 
Rückzahlung, höchstens aber im Umfang der in der Gesellschaft vorhandenen Re-
serven aus Kapitaleinlagen, die auf diese Beteiligungsrechte entfallen. 

Art.  26 
 

 

1 Steuerfrei sind:  

a. Vermögensanfall infolge Erbschaft, Vermächtnis, Schenkung oder güterrechtlicher 
Auseinandersetzung; 

 

b. Vermögensanfall aus rückkaufsfähiger privater Kapitalversicherung, ausgenommen 
aus Freizügigkeitspolicen; Art. 22 Abs. 1 Bst. a dieses Gesetzes bleibt vorbehalten; 

 

c. Kapitalzahlungen, die bei Stellenwechsel vom Arbeitgeber oder von Einrichtungen 
der beruflichen Vorsorge ausgerichtet werden, wenn die Empfänger sie innert Jah-
resfrist zum Einkauf in eine Einrichtung der beruflichen Vorsorge verwenden; 

 

d. Unterstützungen aus öffentlichen oder privaten Mitteln, eingeschlossen Stipendien;  

e. Leistungen in Erfüllung familienrechtlicher Verpflichtungen, ausgenommen die Un-
terhaltsbeiträge nach Art. 25 Bst. f dieses Gesetzes; 

 

f. der Sold für Militär- und Schutzdienst sowie das Taschengeld für Zivildienst;  
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f1. der Sold der Milizfeuerwehrleute bis zum Betrag von jährlich Fr. 5 000.– für Dienst-
leistungen im Zusammenhang mit der Erfüllung der Kernaufgaben der Feuerwehr 
(Übungen, Pikettdienste, Kurse, Inspektionen und Ernstfalleinsätze zur Rettung, 
Bekämpfung, allgemeinen Schadenwehr, Elementarschadenbewältigung und der-
gleichen); ausgenommen sind Pauschalzulagen für Kader, Funktionszulagen sowie 
Entschädigungen für administrative Arbeiten und für Dienstleistungen, welche die 
Feuerwehr freiwillig erbringt; 

 

g. Zahlungen von Genugtuungssummen;  

h. Einkünfte auf Grund der Bundesgesetzgebung über Ergänzungsleistungen zur Al-
ters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung; 

 

i. die Gewinne, die innerhalb Spielbanken mit Spielbankenspielen erzielt werden, die 
nach dem Bundesgesetz über Geldspiele zugelassen sind, sofern diese Gewinne 
nicht aus selbstständiger Erwerbstätigkeit stammen; 

i. die Gewinne, die innerhalbin Spielbanken mit Spielbankenspielen erzielt werden, die 
nach dem Bundesgesetz über Geldspiele zugelassen sind, sofern diese Gewinne 
nicht aus selbstständiger Erwerbstätigkeit stammen; 

j. die einzelnen Gewinne bis zum Betrag von 1 Million Franken aus der Teilnahme an 
Grossspielen, die nach dem Bundesgesetz über Geldspiele zugelassen sind, und 
aus der Online-Teilnahme an Spielbankenspielen, die nach dem Bundesgesetz 
über Geldspiele zugelassen sind; 

 

k. die Gewinne aus Kleinspielen, die nach dem Bundesgesetz über Geldspiele zuge-
lassen sind; 

 

l. die einzelnen Gewinne aus Lotterien und Geschicklichkeitsspielen zur Verkaufsför-
derung, die nach Art. 1 Abs. 2 Bst. d und e des Bundesgesetzes über Geldspiele 
diesem nicht unterstehen, sofern die Grenze von Fr. 1 000.– nicht überschritten 
wird. 

 

Art.  34 
 

 

1 Bei beweglichem Privatvermögen können die Kosten der Verwaltung durch Dritte 
und die weder rückforderbaren noch anrechenbaren ausländischen Quellensteuern 
abgezogen werden. 

 

2 Bei Liegenschaften im Privatvermögen können die Unterhaltskosten, die Kosten der 
Instandstellung von neu erworbenen Liegenschaften, die Versicherungsprämien und 
die Kosten der Verwaltung durch Dritte abgezogen werden. Der Kantonsrat regelt die 
Grenzziehung zwischen Unterhalts- und Anlagekosten von Liegenschaften durch 
Verordnung. 
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2a Den Unterhaltskosten sind Investitionen gleichgestellt, die dem Energiesparen und 
dem Umweltschutz dienen, soweit sie bei der direkten Bundessteuer abziehbar sind, 
und die Rückbaukosten im Hinblick auf einen Ersatzneubau. Die abziehbaren Investi-
tions- und Rückbaukosten sind in den zwei nachfolgenden Steuerperioden abziehbar, 
soweit sie in der laufenden Steuerperiode, in welcher die Aufwendungen angefallen 
sind, steuerlich nicht vollständig berücksichtigt werden können. 

2a Den Unterhaltskosten sind Investitionen gleichgestellt, die dem Energiesparen und 
dem Umweltschutz dienen, soweit sie bei der direkten Bundessteuer abziehbar sind, 
und . Gleiches gilt für die Rückbaukosten im Hinblick auf einen Ersatzneubau. Die ab-
ziehbaren Investitions- und Rückbaukosten sind in den zwei nachfolgenden Steuer-
perioden abziehbar, soweit sie in der laufenden Steuerperiode, in welcher die Auf-
wendungen angefallen sind, steuerlich nicht vollständig berücksichtigt werden kön-
nen. 

3 Abziehbar sind ferner die Kosten denkmalpflegerischer Arbeiten, die Steuerpflich-
tige aufgrund gesetzlicher Vorschriften, im Einvernehmen mit den Behörden oder auf 
deren Anordnung hin vorgenommen haben, soweit diese Arbeiten nicht durch Sub-
ventionen gedeckt sind. 

 

4 Steuerpflichtige können für Grundstücke des Privatvermögens anstelle der tatsächli-
chen Kosten und Prämien einen Pauschalabzug geltend machen. Der Kantonsrat re-
gelt das Nähere durch Verordnung. 

 

Art.  35 
 

 

1 Von den Einkünften werden abgezogen:  

a. die privaten Schuldzinsen im Umfang der nach Art. 22, 22a und 23 dieses Geset-
zes steuerbaren Vermögenserträge und weiterer 50 000 Franken. Nicht abzugsfä-
hig sind Schuldzinsen für Darlehen, die eine Kapitalgesellschaft einer an ihrem Ka-
pital massgeblich beteiligten oder ihr sonstwie nahestehenden natürlichen Person 
zu Bedingungen gewährt, die erheblich von den im Geschäftsverkehr unter Dritten 
üblichen Bedingungen abweichen; 

 

b. dauernde Lasten sowie 40 Prozent der bezahlten Leibrenten;  

c. Unterhaltsbeiträge an den geschiedenen, gerichtlich oder tatsächlich getrennt le-
benden Ehegatten sowie die Unterhaltsbeiträge an einen Elternteil für die unter 
dessen elterlicher Sorge stehenden Kinder, nicht jedoch Leistungen in Erfüllung an-
derer familienrechtlicher Unterhalts- oder Unterstützungspflichten; 

 

d. gemäss Gesetz, Statut oder Reglement geleistete Einlagen, Prämien und Beiträge 
an die Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung und an Einrichtungen der 
beruflichen Vorsorge; 
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e. Einlagen, Prämien und Beiträge zum Erwerb von vertraglichen Ansprüchen aus an-
erkannten Formen der gebundenen Selbstvorsorge nach Art. 82 BVG1); 

 

f. Prämien und Beiträge für die Erwerbsersatzordnung, die Arbeitslosenversicherung 
und die obligatorische Unfallversicherung; 

 

g. Einlagen, Prämien und Beiträge für die Lebens-, die Kranken- und die nicht unter 
Buchstabe f fallende Unfallversicherung sowie die Zinsen von Sparkapitalien der 
Steuerpflichtigen und der von ihnen unterhaltenen Personen bis zum Gesamtbetrag 
von Fr. 3 300.– für Ehepaare, die in rechtlich und tatsächlich ungetrennter Ehe le-
ben und Fr. 1 700.– für die übrigen Steuerpflichtigen. Die Abzüge erhöhen sich: 

 

1. um die Hälfte für Steuerpflichtige ohne Beiträge gemäss Buchstaben d und e;  

2. um Fr. 700.- für jedes Kind oder jede unterstützungsbedürftige Person, für die ein 
Abzug nach Art. 37 Abs. 1 Bst. b und d dieses Gesetzes geltend gemacht werden 
kann; 

 

h. Krankheits- und Unfallkosten der Steuerpflichtigen und der von ihnen unterhaltenen 
Personen, soweit die Steuerpflichtigen die Kosten selber tragen und diese 5 Pro-
zent der um die Aufwendungen nach den Art. 28 bis 35 dieses Gesetzes verminder-
ten steuerbaren Einkünfte übersteigen; 

 

i. die behinderungsbedingten Kosten des Steuerpflichtigen oder der von ihm unterhal-
tenen Personen mit Behinderungen im Sinne des Bundesgesetzes über die Beseiti-
gung von Benachteiligungen von Menschen mit Behinderungen2), soweit der Steu-
erpflichtige die Kosten selber trägt; 

 

k. …  

l. die nachgewiesenen Kosten, jedoch höchstens bis Fr. 10 000.–, für die Drittbetreu-
ung jedes Kindes, welches das 14. Altersjahr noch nicht vollendet hat und mit der 
steuerpflichtigen Person, die für seinen Unterhalt sorgt, im gleichen Haushalt lebt, 
soweit diese Kosten in direktem kausalem Zusammenhang mit der Erwerbstätigkeit, 
Ausbildung oder Erwerbsunfähigkeit der steuerpflichtigen Person stehen; 

 

m. die Mitgliederbeiträge und Zuwendungen bis zum Gesamtbetrag von Fr. 10 000.– 
an politische Parteien, die: 

 

                                                   
1) SR 831.40 
2) SR 151.3 

http://db.clex.ch/link/Bund/831.40/de
http://db.clex.ch/link/Bund/151.3/de
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1. im Parteienregister nach Artikel 76a des Bundesgesetzes über die politischen 
Rechte vom 17. Dezember 19763) eingetragen sind, 

 

2. im Kantonsrat des Kantons Obwalden vertreten sind, oder  

3. im Kanton Obwalden bei den letzten Gesamterneuerungswahlen des Kantonsrats 
mindestens drei Prozent der Stimmen erreicht haben; 

 

n. von den einzelnen Gewinnen aus der Teilnahme an Geldspielen, welche nicht nach 
Art. 26 Abs. 1 Bst. i - l dieses Gesetzes steuerfrei sind, werden fünf Prozent, jedoch 
höchstens Fr. 5 000.–, als Einsatzkosten abgezogen. Von den einzelnen Gewinnen 
aus der Online-Teilnahme an Spielbankenspielen nach Art. 26 Bst. j dieses Geset-
zes werden die vom Online-Spielerkonto abgebuchten Spieleinsätze im Steuerjahr, 
jedoch höchstens Fr. 25 000.– abgezogen; 

n. von den einzelnen Gewinnen aus der Teilnahme an Geldspielen, welche nicht nach 
Art. 26 Abs. 1 Bst. i -bis l dieses Gesetzes steuerfrei sind, werden fünf Prozent, je-
doch höchstens Fr. 5 000.–, als Einsatzkosten abgezogen. Von den einzelnen Ge-
winnen aus der Online-Teilnahme an Spielbankenspielen nach Art. 26 Bst. j dieses 
Gesetzes werden die vom Online-Spielerkonto abgebuchten Spieleinsätze im Steu-
erjahr, jedoch höchstens Fr. 25 000.– abgezogen; 

o. die Kosten der berufsorientierten Aus- und Weiterbildung, einschliesslich der Um-
schulungskosten, bis zum Gesamtbetrag von Fr. 12 000.–, sofern: 

 

1. ein erster Abschluss auf der Sekundarstufe II vorliegt, oder  

2. das 20. Lebensjahr vollendet ist und es sich nicht um die Ausbildungskosten bis 
zum ersten Abschluss auf der Sekundarstufe II handelt. 

 

2 Leben Ehegatten in rechtlich und tatsächlich ungetrennter Ehe, so werden vom Er-
werbseinkommen, das ein Ehegatte unabhängig vom Beruf, Geschäft oder Gewerbe 
des anderen Ehegatten erzielt, Fr. 3 400.– abgezogen; ein gleicher Abzug ist zulässig 
bei erheblicher Mitarbeit eines Ehegatten im Beruf, Geschäft oder Gewerbe des an-
deren Ehegatten. Der Zweitverdienerabzug wird vom niedrigeren der beiden Er-
werbseinkommen abgezogen. 

 

3 …  

4 …  

Art.  78a 
Patente und vergleichbare Rechte: Begriffe 

 

1 Als Patente gelten:  

                                                   
3) SR 161.1 

http://db.clex.ch/link/Bund/161.1/de
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a. Patente nach dem Europäischen Patentübereinkommen vom 5. Oktober 1973 in 
seiner revidierten Fassung vom 29. November 2000 mit Benennung der Schweiz; 

 

b. Patente nach dem Patentgesetz vom 25. Juni 1954;  

c. ausländische Patente, die den Patenten nach den Buchstaben a oder b entspre-
chen. 

 

2 Als vergleichbare Rechte gelten:  

a. ergänzende Schutzzertifikate nach dem Patentgesetz vom 25. Juni 1954 und deren 
Verlängerung 

a. ergänzende Schutzzertifikate nach dem Patentgesetz vom 25. Juni 1954 und deren 
Verlängerung; 

b. Topographien, die nach dem Topographiengesetz vom 9. Oktober 1992 geschützt 
sind; 

 

c. Pflanzensorten, die nach dem Sortenschutzgesetz vom 20. März 1975 geschützt 
sind; 

 

d. Unterlagen, die nach dem Heilmittelgesetz vom 15. Dezember 2000 geschützt sind;  

e. Berichte, für die gestützt auf Ausführungsbestimmungen zum Landwirtschaftsge-
setz vom 29. April 1998 ein Berichtsschutz besteht; 

 

f. ausländische Rechte, die den Rechten nach den Buchstaben a-e entsprechen. f. ausländische Rechte, die den Rechten nach den Buchstaben a-ea bis e entspre-
chen. 

Art.  78b 
Patente und vergleichbare Rechte: Besteuerung 

 

1 Der Reingewinn aus Patenten und vergleichbaren Rechten wird auf Antrag der steu-
erpflichtigen Person im Verhältnis des qualifizierenden Forschungs- und Entwick-
lungsaufwands zum gesamten Forschungs- und Entwicklungsaufwand pro Patent o-
der vergleichbares Recht (Nexusquotient) mit einer Ermässigung von 90 Prozent in 
die Berechnung des steuerbaren Reingewinns einbezogen. 

 

2 Der Reingewinn aus Patenten und vergleichbaren Rechten, die in Produkten enthal-
ten sind, ermittelt sich, in dem der Reingewinn aus diesen Produkten jeweils um 6 
Prozent der diesen Produkten zugewiesenen Kosten sowie um das Markenentgelt 
vermindert wird. 
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3 Wird der Reingewinn aus Patenten und vergleichbaren Rechten erstmals ermässigt 
besteuert (Boxeneintritt), so wird der in vergangenen Steuerperioden bereits berück-
sichtigte Forschungs- und Entwicklungsaufwand zu einem Steuersatz von 1 Prozent 
besteuert. 

 

4 Wird der Reingewinn aus Patenten und vergleichbaren Rechten erstmals nicht mehr 
ermässigt besteuert (Boxenaustritt), so wird auf Antrag der in vergangenen Steuerpe-
rioden angefallene Forschungs- und Entwicklungsaufwand zu 1 Prozent an die Ge-
winnsteuern angerechnet. Die Anrechnung ist auf den Betrag beschränkt, der beim 
Eintritt nach Absatz 3 erhoben wurde. Der Antrag ist spätestens bis zur Rechtskraft 
der Veranlagung der Steuerperiode zu stellen, in welcher der Reingewinn aus Paten-
ten und vergleichbaren Rechten erstmals nicht mehr ermässigt besteuert wird, an-
sonsten der Anspruch nach diesem Absatz erlischt. 

 

5 Für die Fälligkeiten gelten Art. 244 Abs. 1 Bst. a und Abs. 2 dieses Gesetzes sinn-
gemäss. 

 

6 Der Regierungsrat erlässt weiterführende Bestimmungen, insbesondere:  

a. zur Berechnung des ermässigt steuerbaren Reingewinns aus Patenten und ver-
gleichbaren Rechten, namentlich zum Nexusquotienten; 

 

b. zur Anwendung der Regelung auf Produkte, die nur geringe Abweichungen vonei-
nander aufweisen und denen dieselben Patente und vergleichbaren Rechte zu-
grunde liegen; 

 

c. zu den Dokumentationspflichten;  

d. zum Beginn und Ende der ermässigten Besteuerung; und d. zum Beginn und Ende der ermässigten Besteuerung; und 

e. zur Behandlung der Verluste aus Patenten und vergleichbaren Rechten.  

Art.  110 
Tarifarten 

 

1 Der Steuerabzug wird vorgenommen auf Grund eines Tarifes für:  

a. Tarif A: Alleinstehende, ledige, getrenntlebende, geschiedene oder verwitwete 
Steuerpflichtige mit und ohne Kinder (Kinder nicht im eigenen Haushalt); 

a. Tarif A: Alleinstehende, ledige, getrenntlebendegetrennt lebende, geschiedene o-
der verwitwete Steuerpflichtige mit und ohne Kinder (Kinder nicht im eigenen Haus-
halt); 
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b. Tarif B: Verheiratete, in rechtlich und tatsächlich ungetrennter Ehe lebende Allein-
verdienende; 

 

c. Tarif C: Verheiratete, in rechtlich und tatsächlich ungetrennter Ehe lebende Ehegat-
ten, die beide hauptberuflich in der Schweiz oder im Ausland erwerbstätig sind; 

 

d. Tarif D:  

1. Personen, die eine Nebenerwerbstätigkeit ausüben, für die Nebenerwerbseinkünfte 
neben der Haupterwerbstätigkeit; 

 

2. Personen, die vom Versicherer Ersatzeinkünfte nach Art. 111 bis 113 dieses Ge-
setzes beziehen, für diese Einkünfte; 

 

e. Tarif H: Ledige, getrenntlebende, geschiedene oder verwitwete Steuerpflichtige, die 
mit Kindern oder unterstützungsbedürftigen Personen im gleichen Haushalt zusam-
menleben und deren Unterhalt zur Hauptsache bestreiten. 

e. Tarif H: Ledige, getrenntlebendegetrennt lebende, geschiedene oder verwitwete 
Steuerpflichtige, die mit Kindern oder unterstützungsbedürftigen Personen im glei-
chen Haushalt zusammenleben und deren Unterhalt zur Hauptsache bestreiten. 

2 Für den Steuerabzug massgebend sind die Verhältnisse im Zeitpunkt der Auszah-
lung, Überweisung, Gutschrift oder Verrechnung. 

 

Art.  325 
Übergangsbestimmungen 

 

1 Gesellschaften, welche nach dem 31. Dezember 2016, aber vor dem 1. Januar 
2020 den Status als Holding- oder Verwaltungsgesellschaft gemäss Artikel 89 und 90 
des bisherigen Rechts verloren oder aufgegeben und dabei bestehende stille Reser-
ven einschliesslich des selbst geschaffenen Mehrwerts aufgedeckt haben, können 
auf Antrag die am 1. Januar 2020 noch bestehenden aufgedeckten stillen Reserven 
einschliesslich des selbst geschaffenen Mehrwerts bis spätestens am 31. Dezember 
2024 abschreiben. Artikel 79b dieses Gesetzes bleibt vorbehalten. Soweit die Aufge-
deckten stillen Reserven am 31. Dezember 2024 noch bestehen, sind sie auf diesen 
Zeitpunkt steuerneutral aufzulösen. 

1 Gesellschaften, welche nach dem 31. Dezember 2016, aber vor dem 1. Januar 
2020 den Status als Holding- oder Verwaltungsgesellschaft gemäss Artikel 89 und 90 
des bisherigen Rechts verloren oder aufgegeben und dabei bestehende stille Reser-
ven einschliesslich des selbst geschaffenen Mehrwerts aufgedeckt haben, können 
auf Antrag die am 1. Januar 2020 noch bestehenden aufgedeckten stillen Reserven 
einschliesslich des selbst geschaffenen Mehrwerts bis spätestens am 31. Dezember 
2024 abschreiben. Artikel 79b dieses Gesetzes bleibt vorbehalten. Soweit die Aufge-
decktenaufgedeckten stillen Reserven am 31. Dezember 2024 noch bestehen, sind 
sie auf diesen Zeitpunkt steuerneutral aufzulösen. 
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2 Gesellschaften, welche gemäss Artikel 89 und 90 des bisherigen Rechts besteuert 
wurden und die keinen Antrag gemäss Absatz 1 gestellt haben, können beantragen, 
dass die im Zeitpunkt des Statuswechsels bestehenden stillen Reserven einschliess-
lich des selbst geschaffenen Mehrwerts, soweit sie bisher nicht steuerbar gewesen 
wären, mit einer Verfügung festgestellt und im Falle ihrer Realisation bis am 31. De-
zember 2024 gesondert besteuert werden. Die feste Sondersteuer beträgt 1 Prozent 
für das Steuerjahr 2020, 1,2 Prozent für das Steuerjahr 2021, 1,4 Prozent für das 
Steuerjahr 2022, 1,6 Prozent für das Steuerjahr 2023 und 1,8 Prozent für das Steuer-
jahr 2024. Der Antrag muss mit der Steuererklärung für die erste Periode nach Weg-
fall des Steuerstatus schriftlich eingereicht werden und hat die nötigen Angaben für 
die Bewertung der stillen Reserven einschliesslich des selbst geschaffenen Mehr-
werts zu enthalten. 

 

 II. 

      Keine Fremdänderungen. 

 III. 

      Keine Fremdaufhebungen. 

 IV. 

      Dieser Nachtrag tritt am 1. Januar 2020 in Kraft. Er unterliegt dem fakultativen Refe-
rendum. 
  
Behördenreferendum: 
Der Kantonsrat beschliesst, gestützt auf Art. 59 Abs. 2 Bst. a der Kantonsverfassung, 
diesen Nachtrag der Volksabstimmung zu unterbreiten. 

 Sarnen, ... 

 Im Namen des Kantonsrats 
Der Ratspräsident: 
Der Ratssekretär: 

       

 


